
Jedem Anfang wohnt ein Zauber inne, schreibt Hermann Hesse. Nach der ersten Woche
schwarz-gelber Koalition kann man nur sagen: diesem Anfang nicht! Wohl noch nie in der
bundesdeutschen Geschichte hat bereits die Vorlage eines Koalitionsvertrages für soviel
öffentliche Entrüstung gesorgt, wie dies bei der Merkel-Westerwelle-Truppe der Fall war.
Zwar werden die meisten Themen nicht geklärt, sondern in Kommissionen vertagt. Aber
dennoch ist die Aufregung groß. Und dafür gibt es Gründe: Obwohl alle wussten, dass die
Steuersenkungspläne bei dieser Haushaltslage nicht zu verwirklichen sind, hält Schwarz-Gelb
nun dennoch daran fest. Sie wollen alles auf Pump, finanziert durch unsere Kinder- und En-
kelgeneration. Jedem Jugendlichen, der, obwohl über beide Ohren verschuldet, nun noch ei-
nen Konsumentenkredit für ein neues Auto nimmt, würde man ins unreife Kreuz treten oder
bestenfalls Herrn Zwegat bestellen. Bei den Schwarz-Gelben wird diese pubertäre Untugend
nun zur Norm. In der Ge-
sundheitspolitik rätseln die
Koalitionäre noch immer,
was sie eigentlich vereinbart
haben. Soll der Fonds nun
bleiben und nur geändert
werden oder wird er ganz
abgeschafft? Klar scheint da-
bei nur, dass die Versicher-
ten künftig kräftig draufzah-
len und der Osten der Verlie-
rer sein wird. Alles, was an
Mittelzuweisung durch den
Gesundheitsfonds in die Ver-
sorgung der Versicherten im
Osten geflossen ist, soll nun
wieder nach Bayern oder ins
Ländle umgelenkt werden.
Es hilft wenig, wenn sich
über beide Pläne nun die
CDU-Landes- und Kommunalpolitiker entrüsten. Vor allem ist diese Reaktion verlogen.
Schließlich wird jetzt nur das umgesetzt, wofür CDU und FDP in den letzten Monaten auf al-
len Ebenen Wahlkampf gemacht haben und das bis hin zum letzten Landrat und Bürgermeis-
ter. Auch Merkels neues Kabinett und ihre eigene Wahl sind kein Aufbruchsignal – eher das
Gegenteil. Mindestens 9 Koalitionsabgeordnete, wahrscheinlich aus der Union, haben Merkel
bei der Kanzlerwahl ihre Stimme verweigert. Das ist ein klares Zeichen für Unzufriedenheit
und Spannung innerhalb der CDU. Deren Reihen sind alles andere als geschlossen. Auch die
neuen Schwachstellen im Merkel-Kabinett zeichnen sich bereits heute ab. Ein Arbeitsminister
Jung, der schon auf seinem alten Posten schwach bis überfordert war und bei dem alle nur
mit seiner Demission gerechnet hatten. Ein Herr Pofalla als Kanzleramtschef, der dafür außer
seinem Ruf als Merkelfreund keinerlei Qualifikation mitbringt. Und der neue Shootingstar der
FDP Dirk Niebel, der bisher im Parlament nur als Witzfigur in Erscheinung getreten ist. Noch
nie gab es eine Eidesleistung eines Bundesministers, bei der im Parlament bei der Namens-
nennung Gelächter über mehrere Fraktionen hinweg hörbar war. Als Sozialdemokrat könnte
man es sich einfach machen und sagen: Nun kriegen die Menschen jene Regierung, die sie
auch mehrheitlich gewählt haben. Wie oft war der Vorwurf zu hören, es sei ja eh egal, wen
man wähle, es ändere sich ja doch nichts. Dieser Vorwurf wird in vier Jahren wohl nicht mehr
zu hören sein. Der SPD mag dies politisch helfen. Der Preis, den die Menschen jedoch dafür
zahlen werden, ist zu hoch.
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Der schwarz-gelbe Zauber
ist vorbei!

9. November 2009

In dieser
Ausgabe:

Auf Seite 2 geht es um
Löhne. Zum einen fordert
Rolf Schwanitz im Vogt-
land die Werbung mit
Niedriglöhnen endlich
einzustellen. Zum ande-
ren macht er klar, was von
der Absicht der neuen
Regierungskoalition -
sittenwidrige Löhne zu
verbieten - zu halten ist.

In seinem Kommentar auf
Seite 2 sieht Rolf Schwanitz
schwere Zeiten auf die
BA Plauen zukommen.

Auf der dritten Seite wird
über den Landespartei-
tag der sächsischen SPD
berichtet. Außerdem appel-
liert Rolf Schwanitz an die
Bundes- und Landesregie-
rung, noch mal alle Kraft
für die Erhaltung der
ENKA in Elsterberg zu
mobilisieren.

Der schwarz-gelbe Irr-
weg in der Gesundheits-
politik und die bitteren
Pillen für die Versicher-
ten werden auf Seite 4 be-
schrieben.

Dass die schwarz-gelbe
Bundesregierung nicht
mit Geld umgehen kann,
steht auf Seite 5.

Auf der letzten Seite
schließlich bilanziert Rolf
Schwanitz die Postenver-
gabe in der neuen Bun-
desregierung und stellt
fest, dass damit der Os-
ten und das Vogtland
geschwächt werden. Au-
ßerdem sind hier einige
Termine von Rolf
Schwanitz zu finden.

Vogtletter
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Die neugewählten Bundestagsabgeordneten stimmen ab
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Kurz kommentiert

Schwere Zeiten für BA
Plauen

Die Feier zum 10. Geburtstag
der BA Plauen ist vorbei. Es
war eine würdige Feier. Dass
die neue sächsische Wissen-
schaftsministerin diesen Ter-
min selbst wahrnahm und
danach noch den Schlossberg
besichtigte, ist auch kein
schlechtes Zeichen. Wer je-
doch bei den Reden auf-
merksam zugehört hat, dem
blieben die düsteren Vorzei-
chen nicht verborgen. Da war
zum einen Dr. Lenk, der in
seiner Rede das Vogtland als
mit Hochschulausbildungs-
plätzen nicht schlecht ver-
sorgt bezeichnete und der die
BA lediglich als ein Anliegen
der Stadt Plauen beschrieb.
Eine deutliche regionale Bot-
schaft an die neue Ministerin
sieht anders aus. Auch die
Staatsministerin selbst hat
den weiteren Ausbau der BA
Plauen eher mit einem Frage-
zeichen versehen. Ihr Hin-
weis, wonach die Wirtschafts-
krise und die demographi-
schen Ausfälle in ihren Folgen
noch nicht absehbar seien
und man deshalb nüchtern
prüfen müsse, war nicht zu
überhören. Hatte die frühere
Staatsministerin Stange
(SPD) noch im August be-
tont, dass man für einen so-
lide arbeitenden BA-Standort
in Plauen die Studentenzah-
len mindestens auf 600 ver-
doppeln müsse, so betonte
ihre Amtsnachfolgerin von
der CDU ausdrücklich, dass
die BA in Plauen bereits heu-
te (!) eine zukunftsfähige
Stabilität erreicht habe. Das
Signal der neuen Ministerin
ist deshalb klar: Dem Ausbau
der BA Plauen stehen schwe-
re Zeiten bevor.

Rolf Schwanitz

Vogt let ter Seite 2

Werbung mit Niedriglöhnen
im Vogtland endlich beenden

Bereits im Jahr 2008 kriti-
sierten die Gewerkschaften
die Werbung des Vogtland-
kreises und der Stadt Plau-
en als Billiglohnstandort.
Seitdem hat sich an dieser
Praxis nichts geändert. "Der
Dumpingfall Warwick und
das damit verbundene
Rumeiern des Landrates
sollte nun Anlass sein, die-
se Negativwerbung endlich
einzustellen", so Rolf
Schwanitz zur jüngsten De-
batte. Er wies darauf hin,
dass ab Mai 2011 die von
der rot-grünen Bundesre-
gierung geschaffenen
Schutzregelungen bei der
Arbeitnehmerfreizügigkeit
enden. Dann dürfen auch
tschechische Arbeitnehmer
über die Grenze pendeln
und im Vogtland arbeiten.
Zwischen diesem Sach-
verhalt und der Werbung
des Vogtlandkreises für das
tschechische Arbeitskräfte-
potential besteht ganz of-
fenkundig ein Zusammen-
hang. Dies wirkt wie ein
verstecktes Lohnsenkungs-

versprechen an
die Wirtschaft im
Vogtland auf
tschechisches
Niveau ab 2011.
Eine solche Wirt-
schaftswerbung
birgt nach An-
sicht von Schwa-
nitz sozialen
Sprengstoff und ist
menschlich unerträglich.
Wohl auch deshalb wirbt
keiner der anderen neun
sächsischen Landkreise
oder drei kreisfreien Städte
in ihren Internetauftritten
mit Billigarbeitskräften aus
Tschechien. Nur der Vogt-
landkreis präsentiert sich
im Standortwettbewerb in
dieser unsozialen Form.
Schwanitz sagte: "Auch der
Landrat sollte hier langsam
zum Umdenken kommen.
Wir brauchen in der Region
motivierte Fachkräfte und
eine stärkere Kaufkraft.
Niedrige Löhne sind
deshalb kein Standort-
vorteil, sondern eher ein
Abwanderungssignal an die

vogtländische Jugend." Wer
angesichts dieser Sachlage
Werbung mit Niedriglöhnen
betreibt, wie dies der Vogt-
landkreis und die Stadt
Plauen noch immer tun,
schadet nach Ansicht von
Schwanitz langfristig dem
Wirtschaftsstandort und be-
fördert den Rückzug der
jungen Generation aus der
Region. Dabei muss im
Vogtland angesichts des
demographischen Wandels
genau das Gegenteil ge-
schehen. Deshalb bleibt für
Schwanitz auch die Forde-
rung nach der Einführung
gesetzlicher Mindestlöhne
auf der politischen Tages-
ordnung.

jetzt sind sittenwidrige Löh-
ne durch die Rechtspre-
chung klar untersagt."
Nach Schwanitz Auffassung
bringt es den Betroffenen
keinen Vorteil, wenn man
das bisherige Richterrecht
nun ein weiteres Mal ins
Gesetz schreibt. Für die
rechtliche und soziale Lage
ändert sich dadurch nichts.
Die neue Koalition aus CDU
und FDP macht für ihn eine
Scheinaktivität in Sachen
Dumpinglöhne und sichert
zugleich ab, dass in Aus-
beuterbetrieben so weiter-
verfahren werden kann,
wie bisher auch.

Der SPD-Bundestagsabge-
ordnete Rolf Schwanitz kri-
tisierte die Pläne der
schwarz-gelben Regie-
rungskoalition beim Min-
destlohn. Er sagte: "Was

das Duo Merkel-Wester-
welle jetzt macht, nennt
man in der Medizin ein Pla-
cebo. Eine Pille zur Beruhi-
gung des Patienten, die je-
doch keinerlei Wirkstoff

enthält. Dieses po-
litische Täu-
schungsmanöver
ist ebenso perfide
wie schäbig. Denn
die Absicht, sitten-
widrige Löhne per
Gesetz zu verbie-
ten, bringt für die
Menschen keinen
Fortschritt und än-
dert in den betrof-
fenen Betrieben
und Regionen
nichts. Denn schon

Schwarz-gelbes Placebo
in Sachen Mindestlohn



Sächsische SPD wählt Martin Dulig
Sächsische Beschäftig-
tenquote auf 53 Prozent
gestiegen

Im Dezember 2008 lag die
Beschäftigtenquote in Sach-
sen bei 53 Prozent. Dies ist
der höchste Dezemberwert
seit 1996. Noch im Jahr
2005 lag die sächsische Be-
schäftigtenquote bei ihrem
Tiefstwert von nur 47,6 Pro-
zent. Die Beschäftigtenquo-
te bezieht die sozialversi-
cherungspflichtig Beschäf-
tigten am Wohnort auf die
Bevölkerung im Alter von 15
bis unter 65 Jahren, also
die Bevölkerung im er-
werbsfähigen Alter. Unter
den sächsischen Landkrei-
sen und kreisfreien Städten
weist der Vogtlandkreis eine
leicht überdurchschnittliche
Beschäftigungsquote von
54,3 Prozent auf. Unter den
vogtländischen Gemeinden
weisen Theuma mit 66,4
und Tirpersdorf mit 65,2
Prozent Spitzenwerte auf.

Gesundheit in Ost und
West

Das Robert Koch-Institut
hat einen umfassenden Be-
richt zur Entwicklung der
Gesundheitssituation in Ost
und West seit 1989 vorge-
legt. Danach lassen sich
heute Unterschiede kaum
mehr zwischen Ost- und
Westdeutschland festma-
chen. Dies betrifft bei-
spielsweise die häufigsten
chronischen Krankheiten,
Gesundheitsrisiken wie Kon-
sum von Alkohol und Ta-
bak, das Ernährungsver-
halten, die körperliche Akti-
vität, die Qualität der ge-
sundheitlichen Versorgung
und im Ergebnis auch die
Lebenserwartung. Der Be-
richt kann schriftlich kosten-
los bestellt werden (Robert
Koch-Institut, GBE, General-
Pape-Straße 62, 12101 Ber-
lin, E-Mail: gbe@rki.de, Fax:
030-18754-3513) und ist
abrufbar unter www.rki.de/
gbe.

Kurz gemeldet
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Am 24. Oktober 2009 fand
in Dresden der außeror-
dentlicher Parteitag der
sächsischen SPD statt.
Zentraler Tagesordnungs-
punkt war die Wahl eines
neuen Landesvorsitzenden.
Außerdem wurde über die
inhaltliche Ausrichtung der
SPD diskutiert. Zum neuen
Landesvorsitzenden wurde

Martin Dulig
mit 74,2 Pro-
zent gewählt.
In seiner An-
trittsrede be-
tonte er, dass
die notwendi-
ge Erneue-
rung der Par-
tei nicht mit
der Neuwahl
des Landes-
vorsitzenden
abgeschlossen

ist, viel mehr befinde sich
die Partei in einem Prozess
der Erneuerung. Die sächsi-
sche Sozialdemokratie
muss nach Ansicht von Du-
lig raus aus den Nischen,
rein ins Leben. Die Partei
soll sich vor Ort mit ande-
ren gesellschaftlichen Grup-
pen vernetzen und die Ver-
ankerung, gerade im ländli-

chen Raum, muss unter-
stützt werden. "Zum Initia-
tivantrag wurde heftig dis-
kutiert. Mit seiner Annahme
haben wir ein Arbeitspro-
gramm für die nächste Zeit
aufgestellt.", so Rolf
Schwanitz, sächsischer
Bundestagsabgeordneter
und Landesparteitagsdele-
gierter. Schon im Vorfeld
des Parteitages fanden
sechs Diskussionsforen mit
insgesamt 500 SPD-
Mitgliedern statt. Viele Teil-
nehmer redeten dabei Klar-
text und packten Probleme
auf den Tisch. "Die Ge-
schichte der SPD ist ge-
prägt von einer aktiven Dis-
kussionskultur. Auf diese
Kultur müssen wir uns be-
sinnen, um unsere politi-
schen Ideen weiterzuentwi-
ckeln.“, so Rolf Schwanitz.

Appell für ENKA an Bundesregierung
und sächsische Staatsregierung

Chef des Bundeskanzleram-
tes, den heutigen Ost-
Beauftragten, Bundesminis-
ter Thomas de Maiziere.
Weder von Merkel noch von
de Maiziere war seit dem
zur ENKA irgendetwas in
der Öffentlichkeit zu hören.
Das letzte öffentlich ver-
nehmbare Signal eines zu-
ständigen Regierungsver-
treters war der Besuch von
Thomas Jurk bei der Mahn-
wache in Elsterberg Ende
August.
Schwanitz
appelliert
auch deshalb
nachdrück-
lich: "Die Zeit
bis Mitte No-
vember dür-
fen die Ver-
antwortlichen
in der sächsi-
schen Staats-
regierung
und im Bun-
des-
kanzleramt
nicht unge-

nutzt verstreichen lassen.
Sie müssen jetzt für Elster-
berg noch einmal alle Kraft
in die Investorensuche ste-
cken. Dazu fordere ich
Staatsminister Morlok, Mi-
nisterpräsident Tillich, Bun-
desminister de Maiziere
aber auch die Bundeskanz-
lerin nachdrücklich auf.
Wenn dies verspasst wird,
ist die letzte Chance für
den Viskosestandort Elster-
berg vertan."

Rolf Schwanitz gratuliert dem neuen SPD-
Landesvorsitzenden Martin Dulig

Rolf Schwanitz und ENKA-Betriebsrats-
vorsitzender Klaus Wirth im Gespräch

"Die Verantwortlichen in
der Regierung des Bundes
und des Freistaates Sach-
sen dürfen jetzt nicht ein-
fach abtauchen. Der Vor-
schlag des Insolvenzverwal-
ters zur Liquidation der EN-
KA muss für die Regierun-
gen noch einmal Anlass
sein zum Handeln." So
kommentiert der Bundes-
tagsabgeordnete Rolf
Schwanitz (SPD) die Ankün-
digungen des Insolvenzver-
walters Winkler. Schwanitz
erinnerte daran, dass in
den zurückliegenden Mona-
ten viele hochrangige politi-
sche Adressen in Sachen
ENKA ins Spiel gebracht
wurden. Neben dem sächsi-
schen Wirtschaftsminister
hatte die Belegschaft Minis-
terpräsident Tillich anläss-
lich seiner Wandertour an-
gesprochen und eine Unter-
stützungszusage erhalten.
Die Elsterberger CDU hatte
Bundeskanzlerin Merkel
kontaktiert und der Landrat
schrieb hilfesuchend an den
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2.11.1989: Der FDGB-
Vorsitzende Harry Tisch er-
klärt seinen Rücktritt

4.11.1989: Größte Mas-
sendemonstration in der
Geschichte der DDR in Ber-
lin

6.11.1989: MfS-Chef Erich
Mielke ordnet Aktenvernich-
tungen an

7.11.1989: Der Ministerrat
der DDR tritt zurück

8.11.1989: Das SED-
Politbüro tritt zurück

9.11.1989: Die Grenzen
zur Bundesrepublik
Deutschland werden geöff-
net

11.11.1989: Der Abriss
der Berliner Mauer beginnt

17.11.1989: 50.000 Teil-
nehmer bei Protestde-
monstration in Prag

18.11.1989: Die DDR-
Volkskammer bildet einen
Untersuchungsausschuss zu
Amtsmissbrauch und Kor-
ruption

20.11.1989: 200.000 Men-
schen haben den Aufruf des
Neuen Forums zu freien
Wahlen unterzeichnet

24.11.1989: Die tschecho-
slowakische KP-Führung
tritt zurück

25.11.1989: In Plauen
wird erstmals öffentlich die
Wiedervereinigung gefor-
dert

28.11.1989: Bundeskanz-
ler Helmut Kohl legt einen
Zehn-Punkte-Plan zur Über-
windung der deutschen Tei-
lung vor

30.11.1989: Die tschecho-
slowakische Regierung gibt
die Demontage der Sperr-
anlagen an der Grenze zur
BRD bekannt

Im Koalitionsvertrag hat
Schwarz-Gelb wesentliche
Fragen auf die lange Bank
geschoben. Dazu zählen
Zukunft und genaue Aus-
gestaltung des Gesund-
heitsfonds, die Frage pro-
zentualer oder pauschaler
Arbeitnehmerbeiträge so-
wie die Umstellung der
Pflegeversicherung auf eine
Kapitalstockfinanzierung.
Details sollen in Regie-
rungskommissionen und in-
terministeriellen Arbeits-
gruppen geklärt werden.
Damit wollen sich CDU,
CSU und FDP über die
NRW-Wahl retten. Dennoch
enthält der vorliegende
Entwurf in seinem Kernbe-
reich bereits zahlreiche Ver-
einbarungen, die auf ein
entsolidarisiertes Gesund-
heitssystem hinauslaufen.
Unter weitgehender Aufga-
be der paritätischen Finan-

zierung soll
die Absi-
cherung ge-
sundheit-
licher Risi-
ken priva-
tisiert wer-
den. Die fi-
nanziellen
Belastun-
gen der ge-
setzlich
Versicher-
ten werden
dadurch steigen. Zugleich
sollen Versorgerkassen und
ihre Versicherten in wirt-
schaftlich schwächeren Re-
gionen wie in Sachsen be-
nachteiligt werden. Im Ver-
bund mit den geplanten
Maßnahmen zur Stärkung
der privaten Krankenver-
sicherung ergibt sich damit
eine Gesundheitspolitik, die
mit einer Vergrößerung so-
zialer und regionaler Ver-

werfungen und einem Zu-
rück zur Risikoselektion bei
den Krankenkassen den
Weg in die Zwei-Klassen-
Medizin einschlägt.
Schwanitz dazu: "Während
Union und FDP ihr Klientel -
vorrangig Ärzte, Apotheker,
Pharmaindustrie - bedient
haben, wird die Gesundheit
der Versicherten künftig
von Geldbeutel, Wohnort
und Kassenart abhängen."

Schwarz-gelber Irrweg in der
Gesundheitspolitik

Bittere Pillen für gesetzlich Versicherte
Für die gesetzlich Versi-
cherten hält der Koalitions-
vertrag von CDU, CSU und
FDP einige bittere Pillen be-
reit. So soll der Arbeitge-
beranteil an den Beiträgen
gesetzlich auf 7 Prozent
eingefroren werden – die
Arbeitnehmer übernehmen
damit allein das Risiko stei-
gender Beiträge. Die paritä-
tische Finanzierung der Ge-
sundheitsversorgung wird
so zur Makulatur. Der Ar-
beitnehmeranteil wird um
eine einkommensunabhän-
gige Pauschale ergänzt
oder sogar ganz in eine
Kopfpauschale umgewan-
delt. Damit zahlt die Sekre-
tärin den gleichen Beitrag
wie der Bankdirektor. Zu-
zahlungen, Aufzahlungen,
Eigenanteile und privat zu
bezahlende Leistungen
nehmen drastisch zu. Ge-
sundheit wird so abhängig
vom Geldbeutel. Die ge-

plante Ausweitung der Kos-
tenerstattung bevorteilt
Versicherte, die sich Vor-
kasse leisten können. Mit
privaten Zusatzversicherun-
gen sollen alle Leistungen
oberhalb der Grundversor-
gung abgesichert werden.
Einen umfassenden Schutz
gibt es damit nur für die,
die ihn sich auch leisten
können. Die geplanten Kor-
rekturen beim Gesundheits-
fonds und
die regio-
nale Dif-
ferenzie-
rung bei
Ausgaben
und Ein-
nahmen der
Kassen füh-
ren zu
bundesweit
unter-
schiedlichen
Bei-trägen.
Ein-

kommensstarke Regionen
wie Bayern werden be-
vorteilt, schwächere Regio-
nen wie Sachsen werden
Nachteile haben. Die Ge-
sundheitsversorgung hängt
damit künftig auch vom
Wohnort ab. Außerdem soll
die Finanzierung der Pfle-
geversicherung um eine 2.
Säule ergänzt werden, die
die Versicherten alleine tra-
gen müssen.

Vor 20 Jahren

© Siggibau/pixelio.de
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Kurz gemeldet

Geldvermögen der säch-
sischen Haushalte ist
gestiegen

Nach Angaben des Statisti-
schen Landesamtes verfüg-
ten über 90 Prozent der
sächsischen Haushalte im
Januar 2008 über Geldver-
mögen in Form von Spar-
guthaben, Bauspargutha-
ben, Lebensversicherungen,
Wertpapieren usw. Von
2003 bis 2008 hat sich das
durchschnittliche Geldver-
mögen der sächsischen
Haushalte um 28 Prozent
von 26.600 Euro auf 34.000
Euro erhöht. Damit liegt
Sachsen etwas über dem
Durchschnitt der neuen
Bundesländer einschließlich
Berlin-Ost (32.600 Euro),
jedoch unter dem deutsch-
landweitem Durchschnitt
von 53 500 Euro.

werden. Darüber hinaus
sollen Kommissionen die
Abschaffung der Gewerbe-
steuer und weitere Ände-
rungen bei der Umsatzsteu-
er prüfen. CDU, CSU und
FDP wollen all dies ohne
Gegenfinanzierung. Sie ha-
ben versucht, diese fehlen-
de Gegenfinanzierung für
Steuersenkungen über ei-
nen Schattenhaushalt zu
tarnen. Die Verschuldung
wird hochgefahren und das
strukturelle Defizit vergrö-
ßert. Die Rechnung für die
Steuergeschenke müssen
die künftigen Generationen
bezahlen. Die von CDU,
CSU und FDP ausgelösten
Steuerausfälle treffen aber
nicht nur den Bund. Denn
ein großer Teil der langfris-
tigen Mindereinnahmen
landet bei den Ländern und
Kommunen (ab 2010 für
die Länder mind. 2,5 Mrd.
Euro, für die Kommunen

mind. 1,1
Mrd. jähr-
lich, ab
2011 für
die Länder
mind. 10,1
Mrd. Euro,
für die
Kommu-
nen mind.
6 Mrd. Eu-
ro jähr-
lich).

Die schwarz-gelbe Koaliti-
onsvereinbarung offenbart
die Verantwortungslosigkeit
der neuen Regierungskoali-
tion in der Haushaltspolitik.
Der Schuldenberg insbe-
sondere für den Bund wird
in dramatischer Weise ver-
größert, kommenden Gene-
rationen werden unver-
antwortliche Lasten aufge-
bürdet. CDU, CSU und FDP
beweisen damit klar, dass
sie mit Geld nicht umgehen
können. Konkret sieht die
Koalitionsvereinbarung zum
1. Januar 2010 vor, bei der
Unternehmensteuer die
Verlustabzugsbeschränkun-
gen und die Zinsschranke
aufzuweichen und den ge-
werbesteuerlichen Hinzu-
rechnungssatz bei Immobi-
lienmieten zu reduzieren.
Bei der Erbschaftsteuer soll
es einen neuen Steuertarif
für Geschwister und Ge-
schwisterkinder sowie eine
Fristverkürzung und Absen-
kung der Lohnsummen bei
einer Unternehmensfortfüh-
rung geben. Bei der Um-
satzsteuer soll der ermäßig-
te Satz von 7 Prozent auch
für Beherbergungen bei
Hotel und Gastronomie an-
gewendet werden. Außer-
dem soll der Kinderfreibe-
trag auf 7.008 Euro und
das Kindergeld um je 20
Euro erhöht werden. Zum
1. Januar 2011 soll dann
bei der Einkommensteuer
ein Stufentarif mit jährli-
chen Mindereinnahmen von
24 Mrd. Euro eingeführt

Obendrein schwebt über
den Kommunen noch das
Damoklesschwert einer Ab-
schaffung der Gewerbe-
steuer. CDU, CSU und FDP
machen damit eine klar
kommunalfeindliche Politik,
konterkarieren das kommu-
nale Investitionsprogramm
und bedrohen den von der
SPD erweiterten Hand-
lungsspielraum für Betreu-
ung, Bildung und In-
tegration. Es fällt auch auf,
dass CDU, CSU und FDP
mit ihrer Koalitionsverein-
barung sorgfältig ausge-
suchte Klientelgruppen be-
dienen und Privilegien wie-
der einführen, die zur Steu-
erumgehung einladen. So
wird bei der Unterneh-
mensteuer das Prinzip
"niedrige Sätze, breite Be-
messungsgrundlage" kon-
terkariert. Zudem sind
Steuersenkungen nur eine
Seite der Medaille. Was
CDU, CSU und FDP ver-
schweigen, sind die massiv
drohenden Abgaben- und
Gebührensteigerungen bei
Gesundheit und kommuna-
len Dienstleistungen. Von
den geplanten Steuersen-
kungen profitieren hohe
Einkommen am meisten.
Die drohenden Abgabenlas-
ten treffen aber Haushalte
mit geringem Einkommen
am schärfsten.

Schwarz-Gelb kann nicht
mit Geld umgehen

Über 21.000 Menschen im
Vogtland haben mir bei der
Bundestagswahl ihre Stim-
me gegeben. Für dieses
Vertrauen möchte ich mich
ganz herzlich bedanken. Es
wird mich bei meiner künf-
tigen Arbeit in Berlin be-
stärken. Ich werde den
Auftrag der Wähler anneh-
men und für die Ziele der
SPD mit aller Kraft aus der
Opposition heraus kämp-
fen: Für einen gesetzlichen
Mindestlohn, die Wahrung
der Arbeitnehmerrechte
und ein solidarisches Ge-
sundheitswesen. Ganz be-
sonders bedanke ich mich
an dieser Stelle auch bei
den vielen engagierten
Wahlkampfhelfern, die
mich in den Wochen des
Wahlkampfs auf vielfältige
Weise im Vogtland unter-
stützt haben. Ich hoffe,
dass wir gemeinsam künf-
tig wieder erfolgreichere
Wahlkämpfe bestreiten
werden.

Ihr

Vergleich des durchschnittlichen jährlichen Anstiegs der
Schulden des Bundes unter verschiedenen Bundesregierun-
gen (Angaben in Mrd. Euro, 2010-2013 auf Grundlage der
Koalitionsvereinbarung)



Vogt let ter

Aus dem Terminkalen-
der von Rolf Schwanitz:

10.11.2009, 9 Uhr, SPD-
Bundestagsfraktion

10. bis 12.11.2009, Plenar-
sitzungen des Deutschen
Bundestages

16.11.2009, 14 Uhr, Präsi-
diumssitzung SPD-Sachsen
in Dresden

17.11.2009, 12 Uhr, Be-
such Lebenshilfe Plauen

17.11.2009, 18 Uhr, Beirat
Fanprojekt Plauen

19.11.2009, 10 Uhr, Kon-
stituierende Sitzungen der
Arbeitsgruppen der SPD-
Bundestagsfraktion

19.11.2009, 12 Uhr, SPD-
Bundestagsfraktion

19.11.2009, 19 Uhr, SPD-
Ortsverein Plauen
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ändert daran nach Auffas-
sung von Rolf Schwanitz
nichts. "Konsequenter-
weise hätte Merkel dann
den Aufbau Ost zur Chef-
sache machen und ihn di-
rekt ins Kanzleramt zu-
rückholen müssen. Ich for-
dere sie dazu ausdrücklich

auf", so Rolf Schwanitz
weiter. Auch aus vogtlän-
discher Sicht ist die Perso-
nalauswahl der schwarz-
gelben Bundesregierung
ernüchternd. Zum ersten
Mal seit vielen Jahren wird
das Vogtland keinen eige-
nen Vertreter mehr in der
Bundesregierung haben.
Das, was im Dresdner Ka-
binett schon immer bittere
Realität war, wird nun
auch in der Bundesregie-
rung zum Normalzustand.
Weder Herr Hochbaum
noch Herr Günther wurden
mit dem Amt eines Parla-
mentarischen Staatssekre-
tärs bedacht. Dazu war
Herr Hochbaum offensicht-
lich in der eigenen Frakti-
on zu unbedeutend und
Herr Günther zu alt. Dies

Die Postenvergabe in der
schwarz-gelben Bundesre-
gierung bedeutet nach
Auffassung des Bundes-
tagsabgeordneten Rolf
Schwanitz (SPD) eine klare
Schwächung des Ostens
und des Vogtlandes. Zum
einen wird es keinen Bun-

desminister mehr mit einer
Ostbiographie geben. "Ein
so westlastiges Bundeska-
binett hat es seit 1990
noch nie gegeben" kom-
mentiert Rolf Schwanitz
diese Personalentschei-
dung. Dass Thomas de
Maiziere viele Jahre als
Westimport in Sachsen ge-
arbeitet hat, ändert daran
gar nichts, so der Abge-
ordnete weiter. Den Auf-
bau Ost deshalb ins Bun-
desinnenministerium zu
verweisen, ist sachfremd
und bedeutet eine klare
politische Abwertung der
ostdeutschen Interessen
im neuen Bundeskabinett.
Merkels Hinweis, dies sei
alles nicht so schlimm,
denn sie selbst komme ja
schließlich aus dem Osten,

Freche Strolche

An dieser Stelle steht nor-

malerweise das Gespräch

unserer beiden frechen

Strolche. Leider müssen wir

heute darauf verzichten,

denn Maxe und Moritz ha-

ben sich völlig zerstritten.

Sie konnten sich nicht dar-

auf einigen, ob sie an dieser

Stelle über mehr Freiheit

durch Kopfpauschalen und

Selbstbeteiligung in der

Arztpraxis, Steuersenkun-

gen auf Pump, die PKW-

Maut, die Impfpirouetten

des neuen Gesundheitsmi-

nisters, das Verkehrspro-

gramm Aufbau West, Mer-

kels Gastgebergeschenk aus

der USA-Reise oder einfach

nur über den neuen Bun-

desminister Niebel reden

sollten. Wir bedauern das

sehr.

Die Redaktion

Postenvergabe in neu-
er schwarz-gelber Bun-
desregierung schwächt

den Osten und das
Vogtland

Die nächsten Bürger-
sprechstunden:

Zur Zeit finden die Sprech-
stunden von Rolf Schwa-
nitz nur nach individueller
Terminvereinbarung statt.
Anmeldungen können tele-
fonisch oder auf der Ho-
mepage von Rolf Schwa-
nitz vorgenommen wer-
den.

Platz der Republik 1
11011 Berlin
Tel: 030-22777937
Fax: 030-22776937
rolf.schwanitz@bundestag.de

Rolf S chwan it z MdB

Freiheitsstr. 13
08523 Plauen
Tel: 03741-134118
Fax: 03741-708483
rolf.schwanitz@wk.bundestag.de

Sie finden mich auch

im Internet:

www.rolf-schwanitz.de

ist eine klare Schwächung
des Vogtlandes innerhalb
der Bundesregierung. Das
direkte Einspeisen vogtlän-
discher Interessen über ein
Regierungsmitglied ist somit
künftig unmöglich.
"Angesichts dieser Schwä-
chung fordere ich den neu-
en Bundesverkehrsminister
ausdrücklich auf, für das
wichtige Projekt der
Göltzschtalumgehung den-
noch das notwendige Geld
pünktlich zur Verfügung zu
stellen. Der erste Lackmus-
test wird deshalb sein, ob
nach Abschluss des Plan-
feststellungsverfahrens
auch unter Schwarz-Gelb
der Neubau der Strecke
pünktlich in 2010 beginnen
kann.", so Rolf Schwanitz.

Ostdeutsche sind in der neuen schwarz-gelben Bundesre-
gierung unterrepräsentiert
© Deutscher Bundestag/Lichtblick/Achim Melde


